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Proporz-Taktik

M an hätte wetten sollen,
dass sich Oberöster-
reichs Landesparteien

beim Thema Proporz ordentlich
zu winden beginnen.

Abgesehen von den Grünen, die
ein Ende des Proporzes befürwor-
ten, ist die Freude mit der Frage
gering. SPÖ und FPÖ fürchten den
Verlust von Einfluss und sind ge-
gen einen Systemwechsel.

Die ÖVP hat sich für ein takti-
schesManöver entschieden:Wenn
Ende des Proporzes, dann soll

dies noch vor dem Sommer be-
schlossenwerden und schon nach
der Wahl im Herbst 2015 in Kraft
treten. Die ÖVP will sich selbst
aber noch nicht pro oder contra
Proporz festlegen. Sie spekuliert,
dass SPÖ und FPÖ unter Zeitdruck
ihre Haltung ohnehin nicht än-
dern und sich das Thema damit –
wie schon so oft – totläuft.

Der Druck auf eine rasche Ent-
scheidung ist fragwürdig, weil es
mit der Abschaffung des Propor-
zes allein nicht getan ist. Parallel
dazu müssen die Kontrollrechte
einer künftigen Opposition im
Landtag massiv verstärkt werden.
Und natürlich sollte man auch die
Legislaturperiode von sechs auf
fünf Jahre verkürzen – wie in den
anderen Bundesländern. Dann
hätte man ein Demokratiepaket,
das den Namen verdient.
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DurchsichtigeManöver
statt Demokratiepaket

Lehrlinge im Parlament
WIEN. Nationalrats-
präsidentin Doris
Bures (SP) hat eine
Lehrlingsoffensive
im Rahmen der De-
mokratiewerkstatt
vorgestellt. Am 4.
und 5. März wer-

den 96 Lehrlinge am ersten Lehr-
lingsparlament teilnehmen. Wie
beim Schülerparlament sollen sie
als Abgeordnete Einblicke in die
Parlamentsarbeit bekommen. An
der Demokratiewerkstatt haben
seit 2007 rund72.700 Jugendliche
teilgenommen.

Klage gegen Sanac
WIEN. Innerhalb der islamischen
Organisationen gehen nach dem
Beschluss des Islamgesetzes die
Wogen hoch. Der Präsident der Is-
lamischenGlaubensgemeinschaft,
Fuat Sanac, warf der Muslimi-
schen Jugend Österreich (MJÖ)
vor, nicht deklarierte Gelder aus
demAusland zu erhalten. DieMJÖ
will nun Sanac klagen.

Kritik nach Pröll-Sager
WIEN. Mit der Frage „Wo sind wir
denn?“ hat Niederösterreichs Lan-
deshauptmann Erwin Pröll (VP) im
ORF kritisiert, dass jedes Land-
gasthaus einen barrierefreien Zu-
gang haben müsse. Behinderten-
vertreter reagierten empört und
sprachen von „ungeschminkter
Behindertenfeindlichkeit“ . Barrie-
refreiheit sei ein Menschenrecht,
kein Gnadenakt.

Überblick
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Die rot-schwarzen Bildungsreform-Verhandler treffen sich heute unter der Leitung von Bildungsministerin Gabriele Heinisch-Hosek (SP). Foto: APA

Länder greifen nach Lehrer-Macht
Modell für neue Schulverwaltung wird heute in der Bildungsreformkommission präsentiert
Von Jasmin Bürger
und Annette Gantner

WIEN. Am Montag wagte sich der
erste SP-Bildungsverhandler aus
der Deckung: Burgenlands Lan-
deshauptmannHans Niessl bestä-
tigte, dass in der rot-schwarzen
Bildungsgruppe ein Kompromiss
zur Schulverwaltung bevorsteht.

Demnach sollen „alle Lehrer in
die Kompetenz der Länder über-
siedeln“, sagteNiessl. Esgebe „Sig-
nale von der Unterrichtsministe-
rin“, so der Parteifreund von Ga-
briele Heinisch-Hosek, die auch
gestern dazu noch schwieg.

Heute treffen sich die acht Re-
formverhandlervonSPÖundÖVP.
Bei dem Termin werden die Vor-
schläge aus der im Juli eingesetz-
ten Experten-Arbeitsgruppe zur
Schulverwaltung vorgelegt. Die
Reform soll eine Bündelung der
zersplitterten Kompetenzen für
die Lehrer und mehr Autonomie
für die Schulen bringen.

Derzeit sind für die Verwaltung
der mehr als 70.000 Pflichtschul-
lehrer die Länder zuständig, für
die rund22.000Lehrer anhöheren
SchulenderBund–derfüralleLeh-
rerzahlt (sieheGrafik).Überschrei-
ten die Länder den fixierten Stel-
lenplan,zahlensiezwareinenAus-
gleich an den Bund – jedoch nicht
in voller Höhe. Das kritisiert der
Rechnungshof: Dem Bund entgin-

gen so 30 Millionen Euro pro Jahr.
Oberösterreich ist ein Sonder-

fall: Der Landesschulrat ist dem
Ministerium unterstellte Bundes-
behörde und hat als solche die
Diensthoheit über die Lehrer.

Im neuen Modell, das die Lan-

mehr Personal-Autonomie zuge-
billigt – eine Steuerung durch die
Bildungsdirektion soll aber beste-
hen bleiben. Wesentliche Neue-
rung wäre ein schärferes Control-
lingsystem des Bundes, der nur
noch für die Rahmengesetzge-
bung zuständig sein soll.

Der Rechnungshof hat stets die
Zusammenführung von Ausga-
ben-, Aufgaben- und Finanzie-
rungsverantwortung in einer
Hand gefordert.

Braucht Zweidrittel-Mehrheit
DieOppositionmüsstederReform
zustimmen, da es einer Verfas-
sungsänderung und damit einer
Zweidrittelmehrheit im Parlament
bedarf. Grünen-Bildungssprecher
Harald Walser steht dem ableh-
nend gegenüber: „So eine Verlän-
derungwirdesmitunssichernicht
geben“. EinenAusbauderSchulau-
tonomie befürwortet er aber.

Mehrheitsbeschaffer könnte die
FPÖ sein: „DieMehrgleisigkeit zwi-
schen Bund und Ländern in der
Schulverwaltung ist schlecht. Wir
können uns eine vernünftige Län-
derregelung vorstellen“, sagt FP-
Bildungssprecher Walter Rosen-
kranz. Das Argument, dass die
Länderbeider Lehrerauswahl stär-
ker auf das Parteibuch achten
könnten, lässternichtgelten.Auch
das Ministerium würde parteipoli-
tische Entscheidungen treffen.

deshauptleute forcieren, soll eine
Bildungsdirektion als „eigenstän-
digeBehörde“dieLandesschulräte
ersetzen. Leiter soll freilichweiter-
hin der Landeshauptmann sein,
der einen amtsführenden Chef be-
stellen kann. Den Schulen wird

Proporz-Ende: Chefs von SPÖ und FPÖ blocken ab
SP-Chef Entholzer will zumindest nach derWahl diskutieren – „Eine Änderung braucht Vorbereitung“, sagt er
LINZ. Zarte Pflänzchen in puncto
Proporzabschaffung in der Lan-
desregierung sieht Grünen-Klub-
chef Gottfried Hirz bei der SPÖ
sprießen.

Hoffnung gibt ihm SP-Landesge-
schäftsführerPeterBinder, derdie-
serTagewiederholt hat,was erden
OÖNachrichten schon vor einem
halben Jahr gesagt hatte: Man kön-
ne über eine Abschaffung des Pro-
porzes nachdenken – allerdings
nur in einem Gesamtpaket mit ei-
nem massiven Ausbau der Kon-
trollrechte des Landtags.

Damit, wie von der SPÖ propa-
giert, auf die übernächste Wahl
2021 zu warten, sei aber keine Op-
tion, sagt Hirz. „Wir wollen diesen
Systemwechsel vor der kommen-
den Landtagswahl.“

SP-Landesparteichef Reinhold
Entholzer stutzt Hirz’ Hoffnung:

„Nein,dafürseheichkeineChance“,
sagt er im OÖN-Gespräch. Eine Än-
derungbraucheVorbereitung. „Das
muss man ordentlich diskutieren.“

Legislaturperiode verkürzen?
Der Proporz habe auch seine Vor-
teile – das sehe man auf Gemein-
deebene. Man müsse sich bemü-
hen, zusammenzuarbeiten. Einer
Diskussion nach der Wahl wolle er

dehnen. „Dann ist es nicht mehr
möglich, die FPÖ auszugrenzen.“
Für ihn persönlich wäre es einfa-
cher, nur Oppositionschef im Land
zu sein,meint Haimbuchner. Ab ei-
nergewissenGrößesolltenParteien
aber Verantwortung übernehmen.

Andere Länder, andere Einstellung
Dass ihre Parteikollegen in ande-
ren Bundesländern (die SPÖ in
Kärnten, der Steiermark und dem
Burgenland; die FPÖ in der Steier-
mark unddemBurgenland) gerade
dabei sind, die dortigen Proporzre-
gierungen zu beenden, ficht Ent-
holzer und Haimbuchner nicht an.
„Dort hat man auch länger disku-
tiert und das nicht ein halbes Jahr
vor der Wahl entschieden“, sagt
Entholzer. „Ich bleibe dabei: Ich
halte unser System für richtig“,
sagt Haimbuchner. (mst)

sich aber nicht verschließen.
Gleichzeitig könneman dann auch
über eine Verkürzung der Legisla-
turperiode von sechs auf fünf Jah-
re reden, sagt Entholzer.

Ohne Umschweife verteidigt
wird das Proporzsystem von der
FPÖ. Deren Landesparteichef Man-
fred Haimbuchner schlägt sogar
vor, dasModell –wie inder Schweiz
– auf die Bundesregierung auszu-

Vier Parteien in der Landesregierung: Oberösterreichs Proporzsystem (Land OÖ)
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KOMPETENZEN IN DER SCHULVERWALTUNG


